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Wir haben eine Verfassung?! 
Von Wulfing Kranenbroeker 

Nirgendwo ist die Verwirrung größer, als in der Frage um die tatsächliche Konstitution unse-
rer Republik. Wir haben einen Verfassungsschutz, dem es erlaubt ist, seine V-Leute in Chem-
nitz vor Journalisten straffrei den Hitlergruß zeigen zu lassen, um Demonstrationen verbieten 
zu können. Wir haben auch ein Bundesverfassungsgericht, welches in brüderlicher Vereini-
gung einem „nicht rechtsfähigen Verein“ erlaubt Zwangsgebühren zu erheben und der Regie-
rung erlaubt einer EZB die Verfügungsgewalt über unsere Steuergelder innerhalb von 10 Ta-
gen zu gewähren, ohne daß die Parlamentarier ein Mitspracherecht erhalten. 

 Berlin - unter den Alliierten aufgeeilt 

Was bis heute allerdings fehlt ist eine Ver-
fassung! Statt dessen haben wir ein von den 
Alliierten aufgezwungenes Grundgesetz, 
wie es sich völkerrechtlich für einen besetz-
ten Staat gehört. In dieser Notverordnung zur 
Herstellung geordneter Verhältnisse ist je-
doch die zeitliche Begrenzung enthalten, der 
Artikel 146 GG: 

„Dieses Grundgesetz verliert seine Gültig-
keit an dem Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier 
Entscheidung beschlossen worden ist.“ 

1990 hatten wir die Chance genau das zu tun, aber wir sind durch die Schachspieler auf vielen 
Ebenen getäuscht worden. Wer da welche Verantwortung trägt, werden erst spätere Generati-
onen von Historikern klären können, wenn auch alle Geheimdokumente einmal zugänglich 
sein werden. Hier soll es nicht um Schuldzuweisungen gehen. Wir müssen lediglich feststel-
len, daß das deutsche Volk damals um sein Recht betrogen wurde, sich in freier Entscheidung 
eine Verfassung zu geben. 

„Fehler(?)“ der Vergangenheit 

Laßt uns nun im einzelnen einige der juristi-
schen Fehler aufzeigen, die in der Folge ge-
macht wurden. Da ist zunächst die so genann-
te "Wiedervereinigung" selbst. Erst hat sich 
die DDR aufgelöst und einen Tag später die 
BRD. Die beiden deutschen Teilstaaten wur-
den bei den UN ausgetragen. Danach haben 
sich diese beiden rechtlichen Leichen verei-
nigt. Vereinigen können sich jedoch nur existente Personen. Natürliche Personen z.B. in Form 
von Heirat, juristische Personen z.B. in Form von Konsortien, Interessengemeinschaften o.ä. 
Zu den juristischen Personen zählen auch Staaten. 

https://qpress.de/2018/09/02/nur-v-leute-duerfen-straffrei-hitlergruss-vor-fuehrern/
https://qpress.de/2018/09/02/nur-v-leute-duerfen-straffrei-hitlergruss-vor-fuehrern/
https://news-for-friends.de/gez-rechtens-verfassungsrichter-winkte-gesetz-seines-bruders-durch/
https://news-for-friends.de/gez-rechtens-verfassungsrichter-winkte-gesetz-seines-bruders-durch/
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Als man später mal gemerkt hat, was man da für einen Blödsinn verzapft hat, hieß es auf ein-
mal, die DDR hat sich dem "vereinigten Wirtschaftgebiet BRD" angeschlossen. Das war aber 
bereits schon vor der so genannten Wiedervereinigung bekannt, so wie es Wolfgang Schäub-
le, seinerzeit als Gestalter des Einigungsvertrages, in seinem Buch „Der Vertrag“ beschreibt, 
daß er Herrn Lothar de Maizière immer wieder darauf hinweisen mußte, daß es sich um ei-
nen Anschluß der DDR und nicht um eine Vereinigung von zwei Staaten handelt. 

James Baker 

Der damalige Außenminister der USA James 
Baker hat ja deutlich gemacht, daß weder die 
DDR, noch die BRD, noch beide gemeinsam 
die Rechtsnachfolge für Deutschland darstellen. 

Was alle immer wieder übersehen, daß auch die 
Ostverträge, die zu Zeiten von Willy Brandt 
verhandelt wurden, nicht das regeln konnten, 
was Deutschland ist. Da war, und so ist es auch 
heute noch, völkerrechtlich noch immer der 
Gebietsstand Deutschlands in den Grenzen vom 
31.12. 1937 aktuell, weshalb Genscher und Kohl ja auch darauf gedrängt hatten den europäi-
schen Bundesstaat zu gründen, in dem Deutschland aufgehen sollte, um genau die brisante 
politische Frage nicht anpacken zu müssen. Da aber andere Nationen genau das nicht wollten, 
bleibt diese Frage bis heute bestehen. 

 Helmut Kohl - Eröffnung des 
Brandenburger Tores 1989 

Unsere „Volksvertreter“ glaub-
ten damals, mit dem billigen 
Trick der Streichung des Arti-
kels 23 GG diesem Problem 
entgehen zu können. Nur haben 
sie dadurch das Grundgesetz in 
seiner Gesamtheit, durch die 
Aufhebung des räumlichen 
Geltungsbereiches, selbst außer 
Kraft gesetzt. 

 

Zitat des Artikel 23 GG in der Fassung bis 1990: 

„Dieses Grundgesetz gilt zunächst im Gebiete der Länder Baden, Bayern, Groß-Berlin, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands ist es 
nach deren Beitritt in Kraft zu setzen.“ 

https://www.youtube.com/watch?v=xLaen_KwoPw&feature=youtu.be
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Bei dem Beitritt des Saarlandes zur BRD 
ging das noch gut. Aber mit der Streichung 
von Artikel 23 GG im Jahre 1990 sind wir 
jeglicher rechtlichen Grundordnung beraubt. 
Man blendet uns mit der veränderten Präam-
bel. Es gehört zum Wissensstand eines 1. 
Semesters Jura, daß die Definition des Gel-
tungsbereiches eines Gesetzes in den Text 
des Gesetzes selbst gehört. Eine Prä-ambel 
steht vor dem Gesetz und ist lediglich eine 
Absichtserklärung, bzw. eine moralische 

Begründung. 

Ist euch aufgefallen, daß diese Präambel in-
haltlich ohnehin eine dreiste Lüge ist? Nein? 
Schauen wir uns das mal genauer an. 

„Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor 
Gott und den Menschen,  

von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes 
Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk 
kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.   

Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, 
Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen haben in 
freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses 
Grundgesetz für das gesamte Deutsche Volk.“  

Dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungebenden 
Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. Dienen die Deutschen tatsächlich dem Frieden der Welt? 
Könnt ihr euch daran erinnern, daß ihr euch dieses Grundgesetz kraft eurer verfassunggeben-
den Gewalt gegeben habt, beispielsweise in direkter Abstimmung durch Volksentscheid? Ihr 
werdet euch nicht erinnern können, da es nie stattgefunden hat. 

Weiter heißt es, die Deutschen in den genannten Bundesländern haben in freier Selbstbestim-
mung die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet. Dieser Tag, dieser 3.Oktober 1990 
dürfte den meisten noch so präsent sein, als wäre es gestern gewesen. Jubelnde Menschen, 
hoch euphorisiert und benebelt schwenken Fahnen zu einem gigantischen Feuerwerk. 

Es stellt sich die Frage, wie denn wie in der Präambel gelogen ist, die Deutschen in den neuen 
Bundesländern (ehemals DDR) die Einheit Deutschlands vollenden können, obwohl diese 
Bundesländer zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht existierten. Diese wurden erst am 14. Okto-
ber 1990 gegründet. Die alten Bundesländer vereinigen sich mit den neuen Bundesländern, 
obwohl sie noch gar nicht existieren. Man könnte an dieser Stelle einfügen: „Guten Morgen 
Deutschland, ich wünsche wohl geruht zu haben.“ Oder treffender, wie es Napoleon bereits 
einmal formuliert haben soll: 
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„Es gibt kein gutmütigeres, aber auch kein 
leichtgläubigeres Volk als das deutsche. 
Keine Lüge kann grob genug ersonnen wer-
den: die Deutschen glauben sie.“  

Napoleon Bonaparte 

Wir kommen noch einmal zurück auf diesen 
Artikel 23 GG. 

Schaut man sich diese Löschung des Artikels 
23 zeitlich einmal sehr genau an, wird es richtig gruselig und zeigt, daß dies kein ungeplanter, 
zufälliger Lapsus war: Am 17. Juli 1990 ist er gestrichen worden. Im Bundesgesetzblatt ist 
das aber erst am 23.9.1990 veröffentlicht worden, mit der Rechtskraftsetzung zum 29.9.1990. 
Demnach kann eine „Inkraftsetzung“ am 3. Oktober 1990 nicht mehr erfolgt sein. Was für ein 
gewaltiger Betrug! 

Dieses Verfahren ist seit 1995 auf viele weitere 
Rechtsordnungen dieser „Republik“ angewendet wor-
den. Das gilt für das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB), 
das Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG), die Zi-
vilprozeßordnung (ZPO), als auch für die Strafproze-
ßordnung (StPO), um nur einige zu nennen. Ein Gel-
tungsbereich ist nicht mehr definiert! Dabei hat das 
Bundesverwaltungsgericht 1964 doch eindeutig fest-
gelegt: 

„Jedermann muß, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu können, in der Lage sein, 
den räumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen können. Ein Gesetz, 
das hierüber Zweifel aufkommen läßt, ist unbestimmt und deshalb wegen Verstoßes gegen das 
Gebot der Rechtssicherheit ungültig.“ (BVerwGE 17, 192 = DVBl 1964, 147) 

 Denkmal Maastrichter Vertrag 

Genau so tritt unsere Regierung auch in der 
Außenwirkung auf. Der Maastrichter Ver-
trag verbietet das gesamte Konstrukt des 
ESM-Vertrages. Der Vertrag von Schengen 
verbietet die unkontrollierte Einwanderung. 
Die NATO war mal ein Verteidigungsbünd-
nis. Die jetztige Konstruktion der NATO ist 
mit dem Auftrag der Landesverteidigung für 
unsere Soldaten nicht mehr vereinbar. Ger-
hard Schröder gibt in einer Talkshow jovial 
zu, klar habe er mit dem Jugoslawienkrieg 

das Völkerrecht gebrochen. 

Was wollen wir uns eigentlich noch gefallen lassen? Bei allen wichtigen Entscheidungen, die 
uns als deutsches Volk betroffen haben, sind wir jedesmal übergangen worden! Ob es die 
Aufgabe der D-Mark war, der Kriegseinsatz in Jugoslawien, der ESM-Vertrag, TTIP und 
jetzt wieder das „Freihandelsabkommen“ mit Japan JEFTA. Die Unverschämtheit mit der 
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selbst diese Parlamentarier, die uns ja vertreten sollen, vom Wissen um diese Verträge ausge-
schlossen wurden, kommt den Gebaren des Mittelalters gleich, als nur einige wenige Mönche, 
die des Lesens und Schreibens kundig waren, wußten, was diese Verträge bedeuten. 

Seit vielen Jahren werden immer mehr Menschen in Deutschland wach und stellen diese Un-
gereimtheiten fest. Zunächst haben sie mit friedlichen, stummen Mahnwachen versucht auf 
die Mißstände aufmerksam zu machen. Gleichzeitig sind viele Internetportale entstanden, auf 
denen Wissen und Dokumente veröffentlicht werden, Diskussionen geführt werden können 
und eine weiträumige Vernetzung entstand. 

Die Massenmedien des Mainstream ignorier-
ten diese friedlichen Warnungen so lange sie 
konnten. Als das nicht mehr ging, entstand 
über Nacht eine „Pegida“ mit einem Lutz 
Bachmann an der Spitze, die ad hoc Zehn-
tausende auf die Straße brachte, während die 
Mahnwachen über mehrere Jahre immer nur 
einige wenige auf die Straße bringen konn-
ten. Mit einem Lutz Bachmann an der Spitze 
wurde die gesamte Bewegung plötzlich als 
„rechtsradikal“ diffamiert. Das gesamte Me-
dienspektrum schoß in die gleiche Richtung. 

Es hat noch nie eine neutrale, intellektuelle Auseinandersetzung mit diesen Themen in den 
Massenmedien stattgefunden! 

Auch die Gründung der AfD können wir in 
dieses taktische Spiel mit einbeziehen. 
Bernd Lucke, ursprünglicher Mitbegründer, 
hängt eindeutig neoliberalen Ideologien an. 
Alice Weidl, Fraktionsvorsitzende der AfD-
Bundestagsfraktion, hat in einer zentralen 
Agentur des Finanzkartells gearbeitet. 

Die Verfassunggebende Versammlung 

Derweil hat sich eine Gruppe von Menschen aufgemacht zu prüfen, wie denn unsere rechtli-
che Situation in Deutschland wirklich ist – die Verfassunggebende Versammlung. 

In jahrelanger Recherche und zahlreichen Briefwechseln mit dem Bundesverfassungsgericht 
haben diese Patrioten feststellen lassen, daß wir Deutsche immer noch das Recht haben uns 
selbst eine Verfassung zu geben, solange es noch die gebürtigen Rechteinhaber der Deut-
schen gibt, die eine direkte Verwandtschaft mit Vorfahren deutscher Herkunft nachweisen 
können. 

 Barack Obama in Ramstein Airbase, 2009 

Vielleicht ist das ja auch ein Grund, warum 
wir mit Massen von Migranten geflutet wer-
den, für die das eben nicht zutrifft. Wenn 
Obama in Ramstein ausdrücklich betont hat, 
daß Deutschland noch bis 2099 besetzt blei-

https://www.verfassunggebende-versammlung.com/
https://www.youtube.com/watch?v=zvyRPiPvmm
https://www.youtube.com/watch?v=zvyRPiPvmm
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ben soll, kann das nichts anderes bedeuten, als daß wir ethnisch ausgelöscht werden sollen 
und keine Rechtsnachfolger mehr vorhanden sein sollen. 

Deshalb hat sich die Verfassunggebende Versammlung 2014 gegründet, um uns diesen 
Rechtsstand zu sichern. Denn wie Thilo Sarrazin schon in seinem ersten umstrittenen Buch, 
„Deutschland schafft sich ab“, vorgerechnet hat, wird sich dieses Recht allein durch die De-
mographie recht bald von selbst auflösen, wenn wir jetzt nicht eingreifen. Inzwischen sind 
seine eher vorsichtigen Berechnungen weit übertroffen worden und die eigentliche Welle der 
Masseneinwanderung aus Afrika steht erst an! 

Die andere Seite ist die zügig fortschreitende Erodierung unseres Rechtssystems. Wenn schon 
ein oberster Richter, Jens Gnisa, nach seiner Amtszeit ein Buch schreibt, mit dem er gnaden-
los mit unserer Juristerei abrechnet, „Das Ende der Gerechtigkeit“, darf man dies wohl nicht 
als Verschwörungstheorie abtun. 

Gerade neu erschienen zum selben Thema: "Die Herrschaft des Unrechts" von Priv.-Doz, Dr. 
Ulrich Vosgerau, Universität Köln. Er vertritt auch die AfD-Bundestagsfraktion vor dem 
Bundesverfassungsgericht in der Klage gegen die Bundesregierung wegen der unbeschränk-
ten Grenzöffnung für auf dem Landweg einreisende Asylbewerber. Die komplette Klage-
schrift kann man sich hier herunterladen. 

 Kirsten-Heisig-Gedenktafel, Berlin Neukölln 

Die Berliner Jugendrichterin Kirstin Heisig 
hat die Veröffentlichung ihres Buches, „Das 
Ende der Geduld“, nicht mehr erleben dürfen. 
Man fand sie aufgeknüpft an einem Baum! 

No-Go Areas für die Polizei und auch für Sa-
nitätskräfte gehören inzwischen schon zum 
Alltag in fast allen größeren Städten in 
Deutschland. Kandel, Chemnitz und jetzt Köthen zeigen, daß wir es nicht mehr mit Ausnah-
men zu tun haben. Erinnern wir uns an die neue Agenda des US-Militärs, die „Full-spectrum 
dominance“, zu der auch gehört, uns bis spätestens 2020 unregierbar zu machen. 

Die Parteien der Bundesrepublik haben allesamt gezeigt, daß sie nicht fähig sind die tatsächli-
chen Grundfragen zu lösen. Mit hohlen Slogans wie „Wir schaffen das!“ kann man zwar 
Wählerstimmen fangen, aber weder rechts noch links kann Arbeitsplätze schaffen oder den 
dringenden Konsens in der Bevölkerung erzeugen. Man kann heute zwar kaum noch definie-
ren, was mit rechts oder links gemeint ist, aber die Gräben in der Bevölkerung werden immer 
tiefer. 

http://www.globalecho.org/augenoffnende-abhandlungen/der-hooton-plan-wie-lasse-ich-ein-volk-verschwinden/
http://www.globalecho.org/augenoffnende-abhandlungen/der-hooton-plan-wie-lasse-ich-ein-volk-verschwinden/
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/thilo-sarrazin-alles-was-ich-geschrieben-habe-ist-schlimmer-geworden/12321782.html
https://www.mdr.de/kultur/thilo-sarrazin-feindliche-uebernahme-100.html
https://www.herder.de/leben-shop/das-ende-der-gerechtigkeit-ebook-(epub)/c-28/p-11409/
http://www.ulrich-vosgerau.de/aktuelles/
http://www.ulrich-vosgerau.de/bverfg/
https://www.youtube.com/watch?v=AcoGbaX-00s
https://www.youtube.com/watch?v=AcoGbaX-00s
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/natuerlich-gibt-es-no-go-areas-in-nrw_aid-18897379
https://deutschesweb.wordpress.com/2017/06/26/liste-der-no-go-areas-in-deutschland/
https://deutschesweb.wordpress.com/2017/06/26/liste-der-no-go-areas-in-deutschland/
https://de.wikipedia.org/wiki/Full-spectrum_dominance
https://de.wikipedia.org/wiki/Full-spectrum_dominance
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Frankfurter Nationalversammlung 1848 - verfassungsgebendes Gremium der Deutschen Re-
volution 

Mit der Gründung der Verfassunggebenden Versammlung für Deutschland am 1.11.2014 
ist dem Deutschen Volk nun endlich ein Rechtsmittel entstanden, mit dem diese chaotischen 
Zustände nun auch juristisch einwandfrei gelöst werden können, wenn wir Deutschen es denn 
auch wollen. Diese Verfassunggebende Versammlung ist unser gemeinsames Recht, welches 
auf internationalen Rechtsgrundsätzen des Völkerrechts basiert und durch die Rechtsvor-
schriften der BRD zulässig ist. Nach der bereits erfolgten urkundlichen Ausrufung sind alle 
bestehenden und vorherigen Rechtssysteme und Staatsgebilde erloschen. 

Mit der Verkündung der Vollversammlung vom 4.9.2018 scheint nun auch der Schaukampf 
mit dem Bundesverfassungsgericht entschieden zu sein. Dieses Recht muß jetzt von den 

Deutschen beansprucht werden! 

Auch nach Auffassung der Deutschen Mit-
te gibt es in Fragen der Verfassung und der 
Verfassungsorgane erheblichen Reform- und 
Korrekturbedarf. Seit dem Beitritt des frühe-
ren DDR-Gebiets zur Bundesrepublik 
Deutschland ist eine berechtigte Diskussion 
um die deutsche Verfassung und das Gel-
tungsgebiet entstanden. Hier muß eine tat-
sächlich völlig unabhängige Experten-
Kommission Klarheit schaffen. Eine Verfas-

sungsreform ist notwendig, vor allem, um in Deutschland ethisches Verhalten in allen Berei-
chen der Politik wieder stärker zu verankern. 

https://www.youtube.com/watch?v=4ufKL5uHS4E
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Insbesondere die Möglichkeiten, die in den Modellen der Viergliederung (nach Prof. Johan-
nes Heinrichs) und der Dreigliederung (Rudolf Steiner) bereitstehen, sind hier einzubezie-
hen. 

Als Symbol für die erneuerte Zukunftsfähig-
keit Deutschlands erhält die Bundesflagge 
die Farbfolge Gold-Rot-Schwarz. 

Eine ethisch ausgerichtete deutsche Au-
ßenpolitik muß zunächst die vollständige 
internationale Souveränität Deutschlands 
durch einen Friedensvertrag im guten Ein-
vernehmen mit allen Völkern zurückerlan-
gen. 

 

Wer sich diesen Text gerne als Podcast anhören möchte - hier ist er zu finden! 


